
vermittelt und die Schüler nicht zu einer geistig-selb­
ständigen Beherrschung des Rechts, sondern zu „gei­
stiger Unselbständigkeit“ gegenüber allen Problemen 
des Rechts führen muß, meint der Herr Professor, — 
ohne zu ahnen, daß der Volksrichterschüler, der — 
z. Z. noch auf die Dauer eines Jahres, demnächst wer­
den Zweijahreslehrgänge beginnen — in einem Inter­
nat untergebracht und von allen Sorgen um sein und 
seiner Familie Leben befreit ist, weitaus mehr Zeit 
auf sein Studium — Vorlesungen, Seminare, Arbeits­
gemeinschaften, Selbststudium — aufwenden kann, als 
es irgendein Student an einer westlichen Universität 
im Laufe eines sechssemestrigen, mit Existenzsorgen 
und Tagesnöten belasteten Studiums vermöchte; ohne 
ziu ahnen, daß der Volksrichter auf den wesentlichsten 
Rechtsgebieten mehr an Vorlesungen hört, als ein 
Rechtsstudent einer westlichen Universität; ohne zu 
ahnen, daß unsere Kursisten von den besten Kennern 
des Rechts unterrichtet werden und daß ihnen die von 
Schmidt mit spöttischem Lächeln zitierte „grundle­
gende historisch-soziologische Vorlesung“ mehr und 
Richtigeres vom Wesen des Rechts vermittelt, als die 
in Deutschland bisher üblichen und von Schmidt so 
gepriesenen rechtshistorischen und rechtsphilosophi­
schen Vorlesungen alter Art. Daß die Absolventen nach 
Beendigung des Lehrgangs mit ihren Ausbildungis- 
kräften weiterhin in Verbindung bleiben, sich bei ihren 
Lehrern Rat einholen können, in regelmäßigen Fort­
bildungsveranstaltungen Zusammentreffen usw., all das 
mißfällt dem Herrn Professor; ganz besonders miß­
fällt ihm die Einrichtung von — der Fortbildung die­
nenden — Unterrichtsbriefen, die er, ohne je einen 
solchen Brief gelesen zu haben, mit den „Hitlerschen 
Richterbriefen“ vergleicht. Hätte er sich der Mühe 
unterzogen, sich diese Unterrichtsbriefe näher anzu­
sehen, die sich ausnahmslos über juristisch-wissen­
schaftliche Themen verhalten (von den bisher heraus­
gegebenen 24 Briefen betreffen je einer die Rechts­
setzungsbefugnis im heutigen Deutschland und die 
aufsichtsrichterliche Verwaltungstätigkeit beim Amts­
gericht, zwei das Recht der Minderjährigen und die 
vormundschaftliche Genehmigung, acht behandeln 
strafrechtliche, einer prozessuale, sechs sachenrechtliche 
und zwei erbrechtliche Themen), dann würde er, wie 
ich zu seinen Gunsten annehme, nicht weniger be­
friedigt sein über Art und Inhalt dieser Unterrichts­
briefe, als zahlreiche Juristen unserer Zone, wie ins­
besondere die vielen Studenten und Referendare, die 
sich dieses Lehrmittels bedienen.

Sie haben es auch auf anderen Gebieten nötig, 
unsere Studenten und Referendare, sich mit den 
Problemen zu beschäftigen, mit denen sich unsere 
Kursisten im Verlauf ihrer Ausbildungszeit und später, 
bei ihrer Fortbildung, befassen, vor allem mit der 
historischen und soziologischen Durchdringung des 
Stoffes. Und wir haben gute Erfahrungen mit der Ein­
richtung von Arbeitsgemeinschaften an unseren Volks­
richterinternaten gemacht, bei denen Referendare von 
ihrem auf der Universität erworbenen Fachwissen an 
die Kursisten abgeben und von diesen das empfangen, 
was sie noch nicht besitzen: Wissen auf politischem 
und soziologischem Gebiet, Wissen, das aus weiser 
Lebenserfahrung fließt („sog. Lebenserfahrung“ isagt 
Schmidt verächtlich!) und aus einer demokratischen, 
antifaschistischen Grundhaltung.

Ähnlich fruchtbar hat sich die Zusammenarbeit alter 
akademischer Richter und Staatsanwälte mit Absol­
venten der Kurse in der Praxis gestaltet. Billig und 
schlecht die Bemerkung von Schmidt, daß es den alten 
akademischen Richtern wahrscheinlich „schlecht be­
kommen würde, wenn die Zusammenarbeit nicht gut 
wäre“; man kann diese Bemerkung eines Mannes, der 
sich in seiner Verblendung nicht vorzustellen vermag, 
daß auch ein Akademiker alter Art Neues lernen kann 
und lernen muß, nur tiefer hängen.

Wie sehr es nötig ist, daß das akademische Studium 
auf eine neue Basis gestellt wird, wie wenig die alte, 
von Schmidt so gepriesene Art der akademischen Aus­
bildung den Erfordernissen der neuen Zeit gerecht 
wird, das zeigt uns selbst hier, in unserem fortschritt­
lichen Teil Deutschlands, die tägliche Erfahrung. Auch 
bei uns -gibt es noch Professoren, die die Auffassung 
vertreten, daß die Studenten sich von der Beschäfti­
gung -mit politischen Dingen tunlichst fernhalten soll­

ten, daß sie sich ausschließlich dem sogenannten „Fach­
studium“ widmen müßten und daß im Staatsexamen 
nur sogenanntes „Fachwissen“ geprüft werden dürfe, 
die verkennen, daß es kein Fachwissen vom Recht 
geben kann ohne Wissen um die politischen Hinter­
gründe des Rechts. — Und so beantwortet sich die 
„Gretchenfrage“, die Schmidt an das „östliche, totali­
täre System“ richtet, die Frage, ob es nicht dessen Ziel 
sei, „den Volksrichter zum Berufsrichter der Zukunft 
überhaupt zu machen“? Nein, Herr Professor, wir 
wollen keineswegs den akademischen Juristen durch 
den Volksrichter verdrängen, wir denken nicht -daran, 
das akademische Rechtsstudium abzuschaffen. Im 
Gegenteil: Wir wollen es vertiefen, wir wollen es auf 
eine neue höhere Ebene heben, wir wollen akademische 
Juristen heranbilden, die mehr wissen und erkennen 
als ihnen bisher auf Deutschlands Hochschulen bei­
gebracht wurde.

So erkennt man, was man von der Forderung zu 
halten hat, -die Schmidt kategorisch und unverrückbar 
in den Vordergrund seiner Darlegungen stellt, ohne 
sie, wie man sieht, begründen zu können: die Forde­
rung nach Abschaffung des „politischen“ Volksrichters 
und seiner Ersetzung durch den „unpolitischen Richter“ 
Sch-midtscher Observanz. Ein Volksrichter, so meint er, 
kann nun eben einmal nicht der „Idee des Rechts“ 
dienen, -die „gar nicht selten mit politischem Zweck­
denken, mit politischem Machtwillen in Widerstreit 
tritt“. Hat man erst einmal erkannt, daß die Schmidtsche 
„Rechtsidee“ überhaupt keine Eigenexistenz besitzt, 
sondern Teil und Inhalt der Geschichte der Menschen 
und ihres Kampfes um die Durchsetzung des politischen 
Willens des Volkes ist, hat man erst einmal begriffen, 
wie sehr gerade in der deutschen Geschichte die Justiz 
ein Instrument des Klassenkampfes von oben, des 
Kampfes der im Staat herrschenden Minderheit gegen 
die überwältigende Mehrheit des ausgebeuteten Volkes 
war, dann zeigt sich die ganze Schwäche, die ganze 
Fadenscheinigkeit der Schmidtschen Konzeption über­
haupt und seiner Forderung nach dem „unpolitischen 
Richter“ im besonderen. Es hat in der Geschichte der 
Menschheit noch nie einen unpolitischen Richter -ge­
geben, und es wird niemals einen unpolitischen Richter 
geben. Das haben auch bürgerliche Juristen längst er­
kannt und ausgesprochen. Radbruch, auf den sich 
Schmidt völlig zu Unrecht zum Beweis für die Richtig­
keit seiner These beruft, hat oft genug das Geigenteil 
gesagt, zuletzt in seinem Aufsatz über „Reichsgericht 
und Politik“ (DRZ 1949 S. 433), wo er unter Hinweis 
auf die Probleme der Wirtschaftspolitik, der Kriminal­
politik und der Sozialpolitik von der absoluten Unmög­
lichkeit spricht, Politik und Rechtspflege sauber zu 
trennen, und wo er das Wort Heinrich von Treitschkes 
zitiert: „Alle Rechtsprechung ist eine politische Funk­
tion, man kann nicht Recht sprechen anders, als aus 
dem Geiste eines bestimmten Staates heraus“.

Hier ist des Pudels Kern: Der „bestimmte Staat“, 
die bei uns herrschende antifaschistisch-demokratische 
Ordnung — die übrigens Schmidt fehlerhafter Weise 
eine „Volksdemokratie“ nennt — paßt dem Herrn 
Professor nicht. Gegen diese Ordnung kämpft er an, 
vergleicht die „bolschewistisch orientierten Länder der 
Ostzone“ mit dem Nazistaat und spricht ihnen das 
Recht ab, sich „Rechtsstaat“ zu nennen. Womit denn 
der Herr Professor selbst bewiesen hat, wie sehr er 
seine Rechtstheorie, sein rechtshistorisches und rechts­
philosophisches Wissen in den Dienst der politischen 
Gegner unserer gesellschaftlichen Ordnung, also in den 
Dienst der Politik stellt. Quod erat demonstrandum!

Daß er die Verfassungen unserer Länder als „un­
demokratisch“ -kritisiert — wahrscheinlich wird er 
demnächst die Verfassung unserer Deutschen Demo­
kratischen Republik erst recht so kritisieren —, daß 
er diese Verfassungen als „aus totalitärem Staats­
denken“ entsprungen bezeichnet und dem „äußeren 
Schein einer Parteienmehrheit“, der zur Zeit „noch 
aufrechterhalten“ werde, die faktische „unbedingte 
Herrschaft der maßgebenden Partei“ (der SED) gegen­
überstellt, all das zeigt, wie wenig Schmidt vom Sinn 
der realen Demokratie, vom Wesen und Sinn der 
Blockpolitik der antifaschistisch-demokratischen Par­
teien verstanden hat. Er kann — oder will? — nicht 
verstehen, daß hier zum ersten Male in der Geschichte 
Deutschlands Demokratie nicht mehr gespielt, sondern
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